
 

 

  
 

  

   

 
 

   
 

   
  

  
  

   

 
  
   

 
    

  
     

 
 

 
   

   
   

   

  
  

 
    

 
  

 
 

   
 

Stellungnahme 

der Deutschen Gesellschaft für internationale Zusammenarbeit (GIZ) GmbH 
zum Referentenentwurf des Bundesministeriums des Innern, für Bau und 

Heimat vom 26.11.2018 

für ein  

Fachkräfteeinwanderungsgesetz 

Als gemeinnütziges Bundesunternehmen arbeitet die GIZ gemeinsam mit deutschen und 
internationalen Partnern aus Wirtschaft, Wissenschaft und Zivilgesellschaft an wirksamen 
Lösungen, um Menschen Perspektiven zu bieten und ihre Lebensbedingungen zu verbessern. 
Als Fachorganisation, die im Auftrag der Bundesregierung auch Projekte im Bereich der 
regulären Migration durchführt, verfügt die GIZ über eine langjährige Expertise in diesem 
Themenfeld. Wir bedanken uns ausdrücklich für die Gelegenheit, Stellung zum 
Gesetzesentwurf nehmen zu können und damit unsere fachliche Erfahrung einfließen zu 
lassen. 

Vor dem Hintergrund der wachsenden Bedeutung von Migration in der 
Entwicklungszusammenarbeit und der Arbeitsmarktpolitik begrüßen wir es sehr, dass die 
Bundesregierung mit dem Entwurf eines Fachkräfteeinwanderungsgesetzes einen starken 
und sichtbaren Rechtsrahmen für sichere, geordnete und reguläre Fachkräftemigration 
nach Deutschland plant. Wir sehen in dem Gesetzesentwurf einen gelungenen Vorschlag, 
um die Migration von (potenziellen) Auszubildenden und Fachkräften nach Deutschland 
transparenter zu gestalten. 

Rückmeldungen zum Gesetzentwurf im Einzelnen 

Besonders begrüßenswert ist der Verzicht der Vorrangprüfung, der die Erteilung von 
Aufenthaltstiteln zur Erwerbsmigration beschleunigen und somit die Arbeitsaufnahme für 
Personen aus Drittstaaten erleichtern wird. Des Weiteren stellt der Gesetzesentwurf nicht 
mehr nur primär Hochschulabsolventen, sondern zunehmend auch Fachkräften mit 
einer qualifizierten Berufsausbildung die Möglichkeit zur Arbeitsplatzsuche in Deutschland 
in Aussicht. Zukünftig ermöglichen die Änderungen in §16d Personen nun die Chance, zum 
Zweck der Anerkennung ihres Berufsabschlusses nach Deutschland zu kommen und 
bereits vor der Feststellung der Gleichwertigkeit einer Vollbeschäftigung nachzugehen, sofern 
diese von der Bundesagentur für Arbeit vermittelt wurde. Damit adressiert der 
Gesetzesentwurf verstärkt die aktuellen Fachkräftebedarfe auf dem deutschen Arbeitsmarkt.  
Vor dem Hintergrund unserer langjährigen Zusammenarbeit mit der Bundesagentur für Arbeit 
befürworten wir ausdrücklich die Erweiterung ihrer Rolle im Hinblick auf die Prüfung der 
Angemessenheit der Beschäftigungsqualifikation. Sie kann den Missbrauch der Regelung 
verhindern und Migrant*innen schützen.  

Das Ziel des Gesetzesentwurfs, gezielt Potenziale aus Drittstaaten zu heben, ist auch aus 
entwicklungspolitischer Sicht erstrebenswert: Durch reguläre Arbeitsmigration unter guten 
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Rahmenbedingungen profitieren einerseits die Herkunftsländer u.a. von Geld- und 
Wissenstransfers. Andererseits bietet sie Migrant*innen individuelle Weiterentwicklungs-
möglichkeiten, Zugang zu neuen Beschäftigungsmöglichkeiten und finanziellen Zugewinn. Die 
Voraussetzungen zur Arbeits- und Ausbildungsaufnahme bleiben jedoch vor allem für 
Personen aus Entwicklungs- und Schwellenländern auch nach den Regelungen des 
Gesetzesentwurfs anspruchsvoll. 

GIZ-Erfahrungen im Rahmen der Unterstützung der Fachkräftemigration 

Seit 2012 sind rund 3.000 Fachkräfte und Auszubildende aus Drittstaaten mit unserer 
Unterstützung interkulturell, fachlich und sprachlich auf ihre berufliche Zukunft in Deutschland 
vorbereitet und bei der Integration begleitet worden. Dabei haben wir beobachtet, dass 
insbesondere der Spracherwerb in den Herkunftsländern und die Anerkennung von im 
Ausland erworbenen Qualifikationen hohe Hürden für die Arbeitsaufnahme in Deutschland 
darstellen. Wir empfehlen daher zu prüfen, inwieweit eine Verankerung der Interessen der 
Migrant*innen und ihrer Herkunftsländer – im Sinne des partnerschaftlichen Ansatzes und zur 
Vermeidung eines Abzugs von Fachkräften, die vor Ort für die Entwicklung des Landes wichtig 
sind – im Gesetz Berücksichtigung finden kann. Unsere Erfahrungen zeigen, dass sich die 
Interessen der Herkunftsländer und die berechtigten Interessen Deutschlands durchaus in 
Einklang bringen lassen. In diesem Sinne ist es wichtig, auch weiterhin die Herkunftsländer 
u.a. im Aufbau von kompetenten Beratungsstrukturen bezüglich der regulären 
Migrationsmöglichkeiten zu unterstützen. 

Die GIZ wird sich u.a. in flankierende Prozesse der Bundesregierung wie die Umsetzung der 
Fachkräftestrategie der Bundesregierung für die Einwanderung von Fachkräften aus 
Drittstaaten einbringen. Als Bundesunternehmen mit Expertise im Bereich der Förderung der 
entwicklungsorientieren Arbeitsmigration sind wir überzeugt, dass das Gesetz ein 
zukunftweisender Schritt ist, damit die Migration von Fachkräften und Auszubildenden aus 
Drittstaaten gelingen kann und zu einem Gewinn für die Migrant*innen, die Herkunftsländer 
und Deutschland wird. Für die Ausgestaltung dieser Methode „Triple Win“ stehen wir auch 
weiterhin zur Verfügung.  

Verantwortlich für den Inhalt:  
Deutsche Gesellschaft für 
Internationale Zusammenarbeit (GIZ) GmbH 
Dag-Hammarskjöld Weg 1-5 
65760 Eschborn 
Deutschland 
T  + 49 6196 79-1370 
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